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Buchbesprechungen 
sere Möglichkeit geben, sich über die Praxis der europäischen 
FusionskontrOlle jeweils vOllständig zu informieren. 
Im abschließenden Teil des Werkes werden der Wortlaut der 
einschlägigen Verordnungen der Kommission und des Rates 
sowie die Bekanntmachungen und Auszüge aus den Wettbe­
werbsberichten der Kommission wiedergegeben. 
Canenbley, Hölzler und Wiedemann haben ein Werk vorge­
legt, das vermutlich sehr rasch zur Standardausrüstung all jener 
gehören dürfte, die sich in Wissenschaft oder Praxis mit der 
europäischen Fusionskontrolle befassen. Da das Werk in eng­
lischer Sprache verfaßt ist, dürfte ihm auch die Verbreitung in 
den anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union sicher 
sein. Nur am Rande sei vermerkt, daß es dem Verlag gelungen 
ist, auch die Kosten des Werks in einem durchaus akzeptablen 
Rahmen (288,- DM) zu halten. 
Dr. Harald Rieger, Frankfurt a. M. 
Die kleine AG. 
Grundzüge zum Aktienrecht und Vertragsmuster für die Praxis. 
Von Jürgen Vortmann. 
WRS-Musterverträge Bd. 7. 

WRS Verlag Wirtschaft, Recht und Steuern, Planegg, 

2. Aufl. 1996. 

98 Seiten, kart. 24,80 DM. 

Mit dem Gesetz für kleine Aktiengesellschaften wurde das 
Aktienrecht in Teilen dereguliert. Die vorliegenden Zahlen be­
legen, daß von der Rechtsform der AG vermehrt Gebrauch ge­
macht wird und dies wohl auch darauf zurückzuführen ist, daß 
die Rechtsform wieder für kleine und mittlere Unternehmen in­
teressant wird (vgl. im einzelnen Seibert, in: Hansen, Der deut­
sche Aktienmarkt, AG-Sonderheft 10/1996, S. 15 ff.). Vor die­
sem Hintergrund besteht ein Bedürfnis nach praktischen Leit­
fäden über die Gründung einer "kleinen AG". Es verwundert 
daher nicht, daß zu diesem Thema gleich mehrere Ratgeber auf 
dem Markt sind (vgl. etwa AmmonlGörlitz, Die kleine Aktien­
gesellschaft, 1995; Korts/Korts, Die Kleine Aktiengesellschaft, 
1997; SeiberVKösterlKiem, Die kleine AG, 3. Aufl. 1996; Wah­
lers, Die Satzung der kleinen Aktiengesellschaft, 1996). Dane­
ben existiert sehr gute Aufsatzliteratur (vgl. etwa das Sat­
zungsmuster bei Trö/itzsch, WiB 1994, 795fl., 844ff.). 
Das zu besprechende Werk von Vortmann richtet sich an An­
wälte, Steuerberater, Unternehmensberater, Unternehmens­
gründer und GmbH-Gesellschafter (S. 9). Der Autor erläutert 
zunächst die Bedeutung der Rechtsform der AG, um an­
schließend auf rund 60 Seiten einen Grundriß des Aktienrechts 
zu bieten. Im einem dritten Teil sind Muster zur Gründung, Ein­
berufung einer Hauptversammlung, zur Namensaktie, zum Wi­
derruf der Bestellung eines Vorstandsmitglieds und zur Um­
wandlung abgedruckt. 
Der Grundriß des Aktienrechts beginnt mit einer Schilderung 
des "Wesens der AG". Der Autor bemüht sich mit Blick auf seine 
Zielgruppe des aktienrechtlichen Laien um eine möglichst ein­
fache Darstellung. Dabei geraten die Ausführungen oft zu 
knapp und sind an vielen Stellen mißverständlich oder gar 
falsch. So will Vortmann offenbar die Grundsätze der Kapital­
aufbringung und -erhaltung nicht im Detail erläutern und spricht 
auf S. 16 statt dessen davon, das Grundkapital sei von der di­
rekten oder indirekten Verteilung (an wen?) ausgeschlossen, 
es stelle "lediglich eine Haftungsgrundlage mit Vertragsschutz 
dar". Auf. S.20 formuliert der Autor, eine Herabsetzung des 
Grundkapitals sei ausgeschlossen, meint damit aber wohl eine 
Herabsetzung unter das gesetzlich vorgeschriebene Mindest­
grundkapital. Da die Kapitalherabsetzung auch später an kei­
ner Stelle näher beschrieben wird, kann die Darstellung den ak­
tienrechtlichen Anfänger leicht zu der Annahme verleiten, ein­
mal investiertes Geld müsse auf immer in der Gesellschaft blei­
ben. Auf S. 28f. schildert der Autor den Ablauf der Gründung, 
wobei der dort genannte Mindestinhalt der Satzung falsch ist. 
Dies korrigiert er zwar auf S. 31, indem er (ohne Nennung der 
Norm) den Wortlaut des § 23 Abs. 2 und 3 AktG wiedergibt; 
dabei vergißt er jedoch die Nr. 4 des Abs. 3. Auch meint er, jede 
im Ausland vorgenommene Beurkundung der Gründungsvor­
gänge werde im Inland anerkannt (S. 31). Zwar behandelt der 
Autor Sondervorteile und Entschädigungen für den Grün­
dungsaufwand, die Organmitgliedern gewährt werden (S. 33), 
doch übersieht er, daß diese sowohl in der Satzung als auch im 
Gründungsbericht anzugeben sind (§ 26 Abs. 1 u. 2, § 32 
Abs. 3 AktG). Bedenklich ist auch, daß der Verfasser zwar mit­
teilt, daß das UmwG reformiert wurde (S. 68), aber trotzdem 
weiter die alte Rechtslage beschreibt. So geht er beispielsweise 
davon aus, daß die §§ 362 - 393 AktG noch gültig sind (vgl. 
S. 69), und erläutert die übertragende Umwandlung nach § 41 
UmwG a. F. (S. 71). Schon diese Beispiele inhaltlicher Fehler 
bzw. Auslassungen zeigen, wie wenig zuverlässig das Werk ist. 
NaChteilig ist auch, daß der Verfasser nur ganz selten die ein­
schlägigen Gesetzesbestimmungen zitiert, so daß der Leser 
keine Möglichkeit hat, die Ausführungen anhand des Gesetzes 
nachzuvollziehen. 
Auch im Hinblick auf die für mittelständische Unternehmen 
interessante Börsenzulassung informiert das Buch nicht zuver­
lässig. Bei der Schilderung der Vor- und Nachteile der Bör­
seneinführung vermißt man den Hinweis, daß der Schenkung­
und Erbschaftsteuer bei börsennotierten Aktien nicht der nach 
dem Stultgarter Verfahren ermittelte Wert, sondern der zumeist 
erheblich höhere Börsenwert der Aktien (§ 11 Abs. 1 BewG) zu­
grunde gelegt wird. Dies kann gerade bei Familiengesellschaf­
ten erhebliche steuerliche Folgen haben. Sodann stellt er die 
Vorbereitungen und Anforderungen einer Börsenzulassung 
dar. Nach den Ausführungen des Autors kann man leicht den 
Eindruck gewinnen, als sei der Antrag auf Zulassung eine reine 
Formsache; alles andere finde sich von selbst. In der Praxis be­
steht jedoch eine wesentliche Hürde darin, eine emissionsbe­
gleitende Bank zu finden. Die emissionsbegleitende Bank wird 
die Ertragslage und Zukunftsaussichten eines Unternehmens 
genau prüfen, da die Emissionsbegleitung eines unsicheren 
Börsenkandidaten viel Renommee kosten kann. Gerade bei der 
von Vortmann ins Auge gefaßten Zielgruppe der erst seit 
kurzem als AG organisierten Unternehmen wird dieser Faktor 
also eine wichtige Rolle spielen. Auch wird die Zulassung zum 
geregelten Markt nur erfolgen, wenn Aktien mit einem Nomi­
nalwert von 500000 DM plaziert werden (statt 50000 DM, wie 
Vortmann auf S. 68 schreibt, vgl. dazu v. Rosen, in: Ass­
mann/Schütze (Hrsg.), Handbuch des Kapitalanlagerechts, 
2. Auf!. 1997, § 2 Rdn. 172). 
Das im dritten Teil abgedruckte Satzungsmuster für eine 
kleine AG stellt weitgehend eine Standardsatzung dar. In den 
wenigen erläuternden Fußnoten werden keine Alternativvor­
schläge für unterschiedliche Interessenlagen geboten (anders 
etwa Wahlers, Die Satzung der kleinen Aktiengesellschaft, 
1996, der meistens zwei bis drei Formulierungsvorschläge zu 
jeder Satzungsbestimmung anbietet). Auch in diesem Teil des 
Werks sind die Angaben zu knapp und oft falsch. So weist Vort­
mann beispielsweise darauf hin, daß die Zustimmungserfor­
dernisse bei vinkulierten Namensaktien individuell festgelegt 
werden müßten (S. 81 FN 6), teilt aber keine Einzelheiten oder 
weiterführende Hinweise mit. Ungenau sind die Erläuterungen 
etwa zu § 16 des Satzungsmusters, der das Teilnahmerecht der 
Aktionäre an der Hauptversammlung regelt. Teilnahmeberech­
tigt soll sein, wer im Aktienbuch genannt ist oder seine Aktien 
rechtzeitig bei einer der näher bezeichneten Stellen hinterlegt 
hat. Da die Mustergesellschaft jedoch nur Namensaktien aus­
gegeben hat, wird der Aktionär über § 67 Abs. 2 AktG legiti­
miert. Eine zusätzliche Hinterlegungspflicht macht nur Sinn, 
wenn die Gesellschaft damit solche Aktionäre von der Haupt­
versammlung ausschließen will, die ihre Aktien ohne Um­
schreibung im Aktienbuch veräußert haben (Zöllner, in: Köln. 
Komm. AktG, 1. Aufl., § 123 Rdn. 17). Dann aber müßte der 
Satzungsvorschlag die beiden Teilnahmevoraussetzungen ku­
mulativ verlangen. Nicht zuverlässig sind auch die Muster zur 
Umwandlung, da sie sich an der Rechtslage des alten Um­
wandlungsrechts orientieren (auf S. 93 wird § 378 AktG ge­
nannt und auf S. 94 ff. die übertragende Umwandlung erläutert). 
ZusammenfaSsend läßt sich feststellen, daß das Werk weder 
als Leitfaden noch als Satzungsmuster tauglich ist. Angesichts 
der zahlreichen Lücken und inhaltlichen Ungenauigkeiten wird 
von der Verwendung des Buches dringend abgeraten. 
Dr. Ralf Sethe, LL M., wiss. Mitarbeiter, Tübingen 
